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HPR beim TMWWDG 29.01.2019 
 

 
 

Vorschläge zur Rechtsverordnung zur Vergabe und 
Vergütung von Lehraufträgen  

 
Die Verwaltungsvorschrift regelt gem. § 93 Abs. 2 ThürHG die Grundsätze zur Vergabe und 
Vergütung von Lehraufträgen. Auf der Grundlage dieser Rechtsverordnung regeln die 
Hochschulen das Nähere per Satzung. 
 
Die Rechtsverordnung sollte daher sicherstellen, dass Lehraufträge entsprechend § 93 Abs. 1 
ThürHG nur zur Ergänzung des Lehrangebots und nur in Ausnahmefällen zu dessen Sicherung 
erteilt werden können (bei der DHGE und HfM ist allerdings ein regelmäßiger Einsatz zur 
Sicherung des Lehrangebots möglich). 
 
Weiterhin muss sie sicherstellen, dass bei der Vergütung von Lehraufträge gemäß § 93 Abs. 2 
Thür HG die Vor- und Nachbereitungszeiten mitberücksichtigt werden. Auch sollte geregelt 
werden, unter welchen Bedingungen ein Verzicht auf Lehrauftragsvergütung möglich ist. 
 
Aus Sicht des Hauptpersonalrates kann diese Rechtsverordnung das Instrument sein, mit 
dem das Ministerium einen rechtsmissbräuchlichen Einsatz von Lehrbeauftragten 
verhindert. Sie kann insofern als ein Werkzeug für „Gute Arbeit“ an Hochschulen verstanden 
werden. 
  

1. Einsatz von Lehrbeauftragten 
Die Ergänzung des Lehrangebots durch Lehraufträge ist im Sinne des ThürHG. Eine 
solche Ergänzung liegt nur vor, wenn Lehrveranstaltungen angeboten werden, die 
nicht im Curriculum gemäß Prüfungs- und Studienordnung vorgesehen sind, d. h. 
wenn es sich um Zusatzfächer oder so genannte Wahlfächer handelt. Weiterhin 
handelt es sich um eine Ergänzung des Lehrangebots, wenn durch den Lehrauftrag 
ein besonderer Bezug zur Berufspraxis hergestellt werden soll oder Persönlichkeiten 
von herausragendem Renommee als Gastlehrende gewonnen werden. 
Ausnahmsweise können Lehrbeauftragte auch zur Sicherung des Lehrangebots 
eingesetzt werden, d.h. für Lehrveranstaltungen im Curriculum gemäß Prüfungs- und 
Studienordnung. Solche Ausnahmen sind: 
- Vertretung im Falle von Forschungs-, Entwicklungs- und Praxissemestern gem. § 

87 ThürHG, 
- Vertretung im Krankheitsfalle, 
- Vertretung bei vorübergehender Nichtbesetzung einer Professur. 
An der Dualen Hochschule und an der Hochschule für Musik dürfen Lehrbeauftragte 
regelmäßig zur Sicherung des Lehrangebotes eingesetzt werden. Dabei muss 
sichergestellt sein, dass in jedem Studiengang höchstens 40% der 
Lehrveranstaltungen von Lehrbeauftragten gehalten werden. 
Es ist außerdem sicherzustellen, dass Lehraufträge nicht an der eigenen Hochschule 
Beschäftigten mit Lehraufgaben als Nebentätigkeit erteilt werden, sondern dass 
Lehraufgaben immer im Rahmen des Dienst- oder Beschäftigungsverhältnisses 
wahrgenommen werden. 
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2. Vergütung von Lehraufträgen 

Auch bei Lehrbeauftragten gilt, dass gute Arbeitsbedingungen und Qualität der Arbeit 
zwei Seiten einer Medaille sind. Daher müssen Lehrbeauftragte entsprechend 
vergleichbar an Hochschulen tätigen Arbeitnehmern und Beamten vergütet werden. 
Eine solch hohe Vergütung würde zudem sicherstellen, dass Lehrbeauftragte auch 
wirklich entsprechend § 93 Abs. 1 eingesetzt würden und nicht etwa um Kosten zu 
drücken. Die Höhe der Vergütung gäbe den Hochschulen dann keinen pekuniären 
Anreiz mehr, Lehrbeauftragte an Stelle von regulär beschäftigten Lehrkräften 
einzusetzen.  
 
Die Höhe der Lehrauftragsvergütung soll sich an den Kosten einer Lehrkraft für 
besondere Aufgaben orientieren, da es sich hierbei um Beschäftigte handelt, die 
ausschließlich in der Lehre eingesetzt sind. Nach LVVO gilt eine Obergrenze von 24 
LVS pro Woche, insgesamt gibt es 30 Wochen Lehrveranstaltungen pro Jahr. Es kann 
daher bei ausschließlich Lehre eine Jahreslehrverpflichtung von 720 LVS 
angenommen werden. 
 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben sind regelmäßig in der E13 TV-L eingruppiert. Da 
die Arbeitgeberkosten je nach Beschäftigtem unterschiedlich sind, wird 
vorgeschlagen, die DFG-Personalmittelsätze als Berechnungsgrundlage zu nehmen. 
Für 2019 entspricht das 66.300 EUR. Der Stundensatz wird ermittelt, indem dieser 
Betrag durch die Jahresarbeitsstunden dividiert wird: 
66.300 EUR / 720 LVS = 92,08 EUR / LVS 
 
Dieser Algorithmus könnte so in die Rechtsverordnung aufgenommen werden. Der 
Bezug zu den DFG-Personalmittelsätzen würde eine Dynamisierung sicherstellen. 

 
Ebenso darf ein Verzicht auf Lehrauftragsvergütung nur möglich sein, wenn ein 
ausreichendes Einkommen nachgewiesen wird, wobei bei der Festlegung einer 
Einkommensgrenze die Orientierung an anderen anerkannten Richtgrößen sinnvoll 
ist. Daher wird vorgeschlagen, dass nur bei einem Haupteinkommen oberhalb der 
Beitragsbemessungsgrenze zur Rentenversicherung auf die Lehrauftragsvergütung 
verzichtet werden kann. 
 

3. Berichterstattung 
Die Berichterstattung nach § 93 Abs. 2 sollte ebenfalls in der Rechtsverordnung 
präzisiert werden. Darin sollte Bericht erstattet werden über: 
 
Anzahl erteilter Lehraufträge in LVS 
- zur Ergänzung des Lehrangebots 
- zur Sicherstellung der Lehre 
Anzahl aller an der Hochschule erteilten LVS (um das Verhältnis zu ermitteln) 
Anzahl erteilter Lehraufträge in LVS 
- die vergütet wurde 
- die unvergütet erteilt worden sind. 
 


